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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über Sondermaßnahmen für das 
Brennen von Birnen, die Gegenstand von Interventions- 
maßnahmen waren 

eine Verordnung des Rates über Sondermaßnahmen für den 
Auftrag zur Verarbeitung von Tomaten und Birnen, die 
Gegenstand von Interventionsmaßnahmen waren. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Septem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg I 
Postfach 821. Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über Sondermaßnahmen für das Brennen von Birnen, 
die Gegenstand von Interventionsmaßnahmen waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 159, 66/EWG des 
Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2515/69 “), insbesondere auf Artikel 14, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 7 b der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG können vom Markt zurückgenommene Birnen 
zu Alkohol verarbeitet werden. Die Destillation er- 
folgt entweder für Rechnung der Brennereien oder 
für Rechnung der vom betreffenden Mitgliedstaat 
bezeichneten Stelle oder Stellen. Nach Absatz 3 die- 
ses Artikels hat die Abgabe der Erzeugnisse an die 
Brennereien wie auch die Vergabe des Brennauf- 
trags an die Brennereien im Wege der Ausschrei- 
bung zu erfolgen. 

Wegen des Umfangs der auf diesem Sektor vom 
Markt zurückgenommenen Mengen ist es angezeigt, 
die Möglichkeiten für die Verarbeitung zu Alkohol 
zu erweitern. Diese Verarbeitung sollte daher im 
laufenden Wirtschaftsjahr auch im Wege der frei- 
händigen Vergabe stattfinden können. Daher sind 
die Grenzen festzulegen, in denen die freihändige 
Vergabe zulässig ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

ln Abweichung von Artikel 7 b Absatz 3 dritter 
Unterabsatz der Verordnung Nr. 159/66/EWG kön- 
nen die von den Migliedstaaten bezeichneten 
Stellen: 


i a) Birnen, die Gegenstand von Interventionsmaß- 
; nahmen waren, an die Brennereien im Wege der 
freihändigen Vergabe abgeben, 

: b) die Brennereien mit der Destillation von Birnen 
i im Wege der freien Vergabe beauftragen. 

I A r t i k e 1 2 

I ln Anwendung von Artikel 1 Buchstabe a 
i — wird der Verkaufspreis unter Berücksichtigung 
I des Preises, zu dem die Brennereien normaler- 
I weise diese Erzeugnisse kaufen, und gegebenen- 
falls unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1562/70^) 

; erfolgten Ausschreibungen festgesetzt 

- v/ird die Verarbeitung des abgegebenen Erzeug- 
; nisses zu Alkohol an Ort und Stelle von der oder 

: den zuständigen Stellen des betreffenden Mit- 

gliedstaates überwacht. 

1 A r t i k e 1 3 

I 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
regelmäßig, unter welchen Bedingungen sie von den 
Vorschriften dieser Verordnung Gebrauch gemacht 
haben. 

A r t i k e 1 4 

: Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
; öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
] meinschaften in Kraft. Sie ist bis zum 30. vJuni 1971 
I anwendbar. 

1 Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
j lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1 Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
! vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

! -) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
i vom 18. Dezember 1969, S. 10 

I ^9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
1 vom 1. August 1970, S. 59 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag lür eine Verordnung des Rates 
über Sonder maßnahmen für den Auftrag zur Verarbeitung 
von Tomaten und Birnen, 

die Gegenstand von Interventionsmaßnahmen waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 159/66/EWG des 
Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse ^), geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2515/69“) und insbesondere auf 
Artikel 14, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 7 b der Verordnung Nr. 159/66/ 1 
EWG können aus dem Handel gezogene Erzeugnisse 
verarbeitet werden, um kostenlos an Wohltätig- 
keitseinrichtungen, karitative Stiftungen und an Per- 
sonen verteilt zu werden, die auf Grund der Rechts- 
vorschriften ihres Landes Anspruch auf öffentliche 
Unterstützung haben, insbesondere weil sie nicht 
über ausreichende Mittel für ihren Lebensunterhalt 
verfügen. Nach Absatz 3 dieses Artikels wird die 
Industrie mit der Verarbeitung im Wege der Aus- 
schreibung beauftragt. 

Wegen des Umfangs der erfolgten oder voraus- 
sichtlichen Zurücknahme von Erzeugnissen dieses 
Sektors ist es zweckmäßig, die Möglichkeiten für die 
Vergabe der Aufträge zur Verarbeitung von Toma- 
ten und Birnen zu erweitern und deshalb für das 
laufende Wirtschaftsjahr vorzusehen, daß diese Er- 
zeugnisse auch im Wege der freihändigen Vergabe 
verkauft werden können. 

Dabei sind die Grenzen festzulegen, in denen die 
freihändige Vergabe zulässig ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 7 b Absatz 3 dritter 
Unterabsatz der Verordnung Nr. 159/66/EWG kön- 


nen die von den Mitgliedstaaten bezeichneten Stel- 
len die Industrie im Wege der freihändigen Ver- 
gabe mit der im folgenden Unterabsatz vorgesehe- 
nen Verarbeitung beauftragen. 

Die Verarbeitung, mit der die Industrie nach Maß- 
gabe des vorgehenden Unterabsatzes beauftragt 
werden kann, bezieht sich: 

— für Tomaten auf die Verarbeitung zu Saft und 
Mark, 

— für Birnen auf die Verarbeitung zu Saft. 

Artikel 2 

In Anwendung dieser Verordnung werden die Ver- 
arbeitungsaufträge zu den Preisen vergeben, die den 
günstigsten Verarbeitungsbedingungen entsprechen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaatcn unterrichten die Kommission 
regelmäßig, unter welchen Bedingungen sie von den 
Bestimmungen dieser Verordnung Gebrauch ge- 
macht haben. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Sie gilt: 

— für Tomaten bis zum 31. Mai 1971 

— für Birnen bis zum 30. Juni 1971 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 10 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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